
Landkreis Uckermark  Drucksachen-Nr. 

187/2002 
Version Datum 

07.11..2002 
Blatt 
01 

        

 
 
Beschlussvorlage  

 
Berichtsvorlage  

 
öffentliche 
Sitzung 

 
 
nicht-öffentliche 
Sitzung 

 Beratungsfolge:    Datum:  

 Fachausschuss Wirtschafts-, Bau- und Vergabeausschuss  25.11.2002 

 Fachausschuss Haushalts- und Finanzausschuss  27.11.2002  

 Kreisausschuss  
 

 03.12.2002 

 Kreistag   11.12.2002  

       
Inhalt: 
 
Abschluss eines Dienstleistungsvertrages mit der „Ländlichen Arbeitsförderung Prenzlau e. V.“ 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag beschließt, den beiliegenden Dienstleistungsvertrag über die ab 01.01.2003 zu erbringenden 
Leistungen auf dem Gebiet der Arbeitsmarktförderung mit der „Ländlichen Arbeitsförderung Prenzlau e. V.“ 
abzuschließen.  

zuständiges Amt:       

Amt für 
Wirtschaftsförderung 
und Kreisentwicklung 

 Herr Tramp    Klemens Schmitz  

  Amtsleiter  Dezernent  Landrat 

       
abgestimmt mit: 
Amt  Name   Unterschrift   

20 Herr Förster 

30 Frau Baum 

50 Herr Thiele 
 
Beratungsergebnis: 

Kreistag/ 
Ausschuss 

Datum Stimmen Stimm- 
enthaltung 

Einstimmig Lt. Beschluss- 
vorschlag 

Abweichender 
Beschluss 

 (beiliegendes Formblatt) 
  Ja Nein     

WBVA 25.11.02       

HFA 27.11.02       

KA 03.12.02       

KT  11.12.02       
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Begründung der Vorlage: 
 
Der Kreistag des Landkreises Uckermark hat mit Beschluss vom 25.09.2002 erklärt 
seine Mitgliedschaft in der ”Ländlichen Arbeitsförderung Prenzlau e.V. zum 31.12.2002 
zu beenden. Gleichzeitig wurde die Verwaltung beauftragt, eine Vereinbarung mit dem 
LAFP e.V. über die zukünftig zu erbringenden Dienstleistungen (ab 2003) und deren 
Finanzierung vorzubereiten und dem Kreistag noch im Jahr 2002 zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 
 
In Vorbereitung dieses Vertrages wurden die Ämter 
  

Hauptamt 
 Rechtsamt  

Sozialamt 
Bauordnungsamt 
Hoch- und Tiefbauamt 
Umweltamt 
Landwirtschaftsamt 
Amt für Wirtschaftsförderung und Kreisentwicklung 

 
in die Ausarbeitung des Vertrages einbezogen. Das von den einzelnen Ämtern 
benannte Anforderungsprofil für die Arbeitsmarktkoordinierung und Antragsbearbeitung 
wurde in den Vertragstext eingearbeitet und das Vertragswerk gemeinsam beraten.  
 
Der Landkreis Uckermark sichert sich mit diesem Vertrag seine Einflussmöglichkeiten 
für die Arbeitsmarktförderung. Die Senkung der Arbeitslosigkeit ist das vordringliche 
Ziel. Durch die direkte Unterstützung und Beratung der Fachämter der Kreisverwaltung 
und die Entwicklung von Modellen und Initiativen sollen die den verschiedensten 
Förderprogrammen innewohnenden Möglichkeiten ausgeschöpft werden. Durch eine 
Senkung der Arbeitslosigkeit erfolgt eine finanzielle Entlastung des Landkreises im 
Bereich der Sozialhilfe.  Aber auch Arbeitslosen werden neue Chancen und 
Perspektiven eröffnet und die wirtschaftliche und soziale Struktur im Landkreis wird 
verbessert.  
 
Bereits in der Begründung der Vorlage zur Kündigung der Mitgliedschaft wurde der 
finanzielle Rahmen von 92.800,- € für den Dienstleistungsvertrag benannt. Grundlage 
dafür ist das Angebot des LAFP e.V. vom 18.06.2002, welches dieser Vorlage beiliegt. 
Insgesamt wird der für das Jahr 2002 in Höhe von 142.000,- € an die LAFP e.V. zu 
zahlende Betrag abgesenkt und eine Einsparung von kreislichen Mittel erreicht.  
 



















Landkreis Uckermark       09.12.2002 
Der Landrat         Tel. 1007 
 
 
 
Drucksachenänderung  
 
 
Abschluss eines Dienstleistungsvertrages mit der „Ländlichen Arbeitsförderung 
Prenzlau e.V.“ (Beschlussvorlage DS-Nr.: 187/2002) 
 
 
In dem als Anlage zur o. g. Drucksache beigefügten Vertragsentwurf ist eine  
Ergänzung vorzunehmen. 
 
 
In § 3 (Vertragsdauer) wird unter Ziffer 2 nach dem ersten Satz folgender Satz 
eingefügt: 
 
„Bis zum 30.06. eines jeden Jahres ist die Fortführung des Vertrages im 
Kreisausschuss zu beraten.“ 
 
 
 
 
Klemens Schmitz 
 


